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Die ökonomischen Aspekte des Klerikal-Militarismus 

Das politische, wirtschaftliche und kulturelle Leben im west­
deutschen Obrigkeitsstaat steht im Zeichen der Herrschaft der 
klerikal-militaristischen Kreise. Der Klerikal-Militarismus 
breitete sich in dem Maße a us, wie die atomare Bewaffnung 
der westdeutschen Armee forciert '\vurde und das Monopol­
kapital in seinen Expansionsbestrebungen versuchte, die im 
zweiten Weltkrieg verlorengegangenen Positionen zurückzu­
gewinnen und darüber hinaus neue Rohstoffgebiete und Ab­
satzmärkte zu erobern. Das war und ist mit zahlreichen Aus­
wirkungen auf die Lebenslage der Bevölkerung verbunden. 
Die Analyse des Zusarrunenhanges zwischen politischem Kle­
rikalismus, atomarer Aufrüstung und Lebensstandard ist das 
Ziel dieser Schrift. Die aktuelle Bedeutung dieses Problem­
kreises ist unter drei Gesichtspunkten gegeben: 

1. Die Grundkonzeption für die Lösung der nationalen Frage 
in Deutschland ist im Deutschlandplan des Volkes nieder­
gelegt. In der "Dritten Alternative'( dieses historisch bedeut­
samen Dokuments - dem einzig realen und möglichen Aus­
weg aus der jetzigen Situation - wird die Ausschaltung des 
westdeutschen Militarismus und die Verständigung der deut­
schen Arbeiter auf der Grundlage eines nationalen Kompro­
misses, der für alle Klassen und Schichten - ausgenorrunen 
die unbelehrbaren Militaristen und Revanchisten - annehm­
bar ist, gefordert. Damit würde die Lebenslage der westdeut­
schen Bevölkerung bedeutend verbessert werden : "Die Be­
seitigung der enormen Rüstungslasten in Westdeutschland 
und die rapide wachsenden Möglichkeiten des gewaltigen so­
zialistischen Weltmarktes würden der westdeutschen Indu­
strie auf lange Zeit Vollbeschäftigung und damit den Arbei­
tern den Arbeitsplatz sichern und sie in entscheidendem Maße 
vor den unausweichlichen Konjunkturschwankungen des ka­
pitalistischen Weltmarktes abschirmen."t) Die Aufdeclrung der 
oftmals verborgenen und verschlungenen Beziehungen zwi­
schen atomarer Bewaffnung und Lebenshaltung trägt daz,u 
bei, den Deutschlandplan des Volkes allen Teilen der Bevöl­
kerung zu erläutern und ihn zu verwirklichen. 

2. Das politische ,und wirtschaftliche Entwick1ungsprograrnm 
der Deutschen Demokratischen Republik wird durch die im 

I) Aus d em offenen BrIef des ZK der SED an die Arbeiterschaft West­
deutschlands vom 17. April 1960 
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Siebenjahrplan festgelegten Ziele bestimmt, die 'u. a. eine be­
trächtliche Verbesserung der Lebenshaltung der Bevölkerung 
vorsehen. Die Lösung der ökonomischen Hauptaufgabe der 
DDR stellt eine wichtige Etappe auf diesem Wege dar. So ist 
die Gegenüberstellung der Aruswirlmngen der .Friedenspolitik 
der Arbeiter..,und-Bauern...,Macht in der DDR und der Atom­
rüstrungspolitik des "klerikal-militaristischen Regimes in West­
deutschland auf den Lebensstandard in heiden deutschen 
Staaten ,geeignet, die überlegenheit des sozialistischen, auf 
der bew,ußten Anwendung der ökonomischen Gesetze be­
ruhenden Wirtschaftssysterns lund die Siegesgewißheit des So­
zialismus deutlich vor Augen zu führeil. 

3. Der 10. Parteitag der CDU in Erflurt unterstrich die auf 
der Magdeburger Tagung des Hauptvorstandes im März 1960 
vorgenommene Analyse des Klerikal-Militarismus rund die 
sich dal'aus ergebenden Aufgaben in der politisch-ideologi­
schen Auseinandersetzung. Dazu erklärte August Bach: "Wenn 
es nur gelingt, diesen reaktionären .Kräften im Bonner Staat 
vor aller Öffentlichkeit die Tarnkappe ihrer angeblichen 
Christlichkeit vom Gesicht zu reißen, dann wäre das schon 
ein erster Schritt zur Bändigung des westdeutschen Militaris­
mus."2) Neben dem Nachweis des Mißbrauchs unver·gänglicher 
chrJstlicher Werte durch den Klerikal-Militarismus und der 
Hervorhebung der Tatsache, daß es hierbei auf gar keinen 
Fall um einen "Kampf" gegen das Ohristentum und die Kir­
chen geht, ist es in diesem Zusammenhang jedoch notwendig, 
die Wirksamkeit des Klerikal-Militarismus allseitig zu unter­
suchen und dementsprechend auch seine ökonomischen 
Aspekte zu beachten. Das wi~d auf der einen Seite die Aus­
einandersetzung mit dem K~erikal-Militarismus umfassender, 
aber auch konkreter gestalten, auf der anderen Seite der Ein­
heit von Politik und Ökonomie Rechnung tragen. 

* Der politische Klerikalismus wird in der Periode des Impe-
rialismus zu einer allgemeinen Erscheinung. Sein Wesen ist 
dahingehend zu definieren, daß er "eine Ideologie und ein 
Programm der Klerirkalisierung des gesellschaftlichen Lebens 
ist. Durch den politischen Klerikalismus wird der Prozeß der 
Klerikalisierung in den Dienst übergeordneter poHtischer 
Mächte gestellt und dem Erreichen übergeordneter politischer 
Ziele unter.geordnet".3) Charakteristisch für die gegenwärtige 
Periode seiner Wirksamkeit in Westdeutschland ist, daß er 
sich zur Durchsetzung seines Herrschaftsanspruchs auf die 
reaktionärsten Kräfte, so des Antikommunismus, Militaris­
mus und Revanchismus, stützt; er wird zum KJ. e r i k a 1-
Mi 1 i t a r i s mus. Deshalb weist an einigen Stellen 

2) 10. Parteitag der CDU In Er!-urt, 1960, Bulletin Nr.2, S . 12 
3) G. Göttlng vor dem Hauptvorstand der cnu am 21. März 1960, 

"Neue Zelt" vom 23. März 1960, S. 3 
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dieser Klerikal-Militarismus Tendenzen des K 1 e r i k a 1-
Fa s chi s mus auf. Seine Zielsetzung ist nach außen die Un­
terstützung der forcierten atomaren Aurüstung und der Vor­
bereitung eines Blitzkrieges gegen die DDR nach innen die 
Liquidierung jeglichen Widerstandes der ver;tändigungsberei­
ten Kräfte gegen die Gefahren des Atomkrieges unter Abbau 
der bÜl;gerlich-demokratischen Rechte sowie der von der Ar­
beiterklasse in langWierigen Kämpfen erreichten sozialen Er­
leichterungen. Beide Faktoren bedingen einander. Gerald 
G?tting charakterisierte diesen Zusammenh ang wie folgt: "Im 
DIenste .der Monopolbourgeofsie lund der Großgrundbesitzer 
h~.t ~er politische Klerikalismus ... im Westzonenstaat gegen­
wartig solche Normen entwickelt, die sowohl das Maximalziel 
des politischen Klerikalismus als 'auch die Interessen des Mo­
nopolkapitals und des Großgrundbesitzes beinhalten und 
zusammenfassen .... Damit hat also der politische Klerikalis­
mus im Westdeutschland das erreicht, was dem politischen 
Katholizismus in den zwanziger Jahren nicht gelungen war 
die Herrschaft in einem industriell hochentwickelten und mili~ 
tärisch stark gerüsteten Staat."') 

Aus dem Wesen des Klerikal-Militarismus besonders unter 
den Bedingungen in Westdeutschland ergebe'n sich auch seine 
ökonomischen Aspekte. ' 

:ffitnächst beruhen das Vordvingen des politischen Klerika­
lismus, die verstärkten Erscheinungen des MHitarismus und 
die Vereinigung zum Klerikal-Militarismus auf Faktoren die 
auch in dei' Ökonomik des modernen Kapitalismus z;u su~en 
s!nd. Der Imperialismu~ und die allgemeine KrJse des Kapita­
lismus werden durch eme außerordentliche Verschärfung der 
'~idersprüche gekennzeichnet. Das Streben nach höchstrnög­
h0em Profit un~ die damit verbundene Verschärfung des 
Wlderspruchs Z\V1schen Kapital lund Arbeit, der erbitterte 
Kampf um Absatzmärkte und ROhstoffquellen, die wachsende 
Ungleichmäßigkeit in der Entwicklung der kapitalistischen 
Staaten und die Verschärfung des Marktproblems die Krise 
des Kolonialsystems und die verzweifelten Vel:suche der 
ehemaligen "Mutterländer", ihre Kolonialbesitzungen zu er­
halten oder zurückzugewinnen, nicht zuletzt die immer 
offensichtlicher werdende politische und ökonomische über­
l~genhe~t des soz~alistischen Weltsystems treiben den Imperia­
lIsmus Immer \V1eder auf den Weg der Aggression und des 
Krieges. Westdeutschland spielt dabei Jnfolge seiner strategi­
schen Lage, des in einigen Schichten noch nicht überwunde­
nen Antikomunismus, der Existenz eines Reservoirs von Mili­
tärkadern mit "Ostel'fahr,ung" rUnd seines industliellen Poten­
tials eine besondere Rolle in diesem System. Auf der Grund­
lage dieser Faktoren wurde deI' Militarismus zu einer 
sozialen Erscheinung mit einer relativen Selbständigkeit, die 

') a. a. O. 
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ihre eigene Dialektik der Entwicklung erlangt hat. "Die Armee 
ist Hauptzweck: des Staates, ist Selbstzweck: geworden' die Völ­
ker sind nur noch dazu da, die Soldaten zu liefern u~d zu er­
nähren. "5) Es sind die gleichen objektiven ökonomischen Be­
dingungen, die die modernen atomaren Vernichtungswaffen 
hervorbringen und die auch die Verbindung des Militarismus 
mit dem Machtstreben des politischen Klerikalismus fördern; 
besonders dann, wenn die nationalistischen Phrasen und der 
Appell an das "sittliche und rechtliche BeWiUßtsein des Staats­
volkes" nicht mehr eine Rechtfertigung der Kriegsvorberei­
tungen zustande bringen. In dieser P.hase wird runter Miß­
brauch des ch:r.istlichen Glaubens die "Kreuzzugsideologie" 
zur "psycholog.ischen" Kriegsvorbereitung eingesetzt, wobei 
man davon ausgeht, daß die Ausnutzung der religiösen Ge­
fühle einen größeren Erfolg als die alleinige Wiederholung 
alter nationalistischer und chauvinistischer Argumente ver­
spreche. 

Auf der anderen Seite üben der Militarismus rUnd der mit 
ihm verbündete, zur geistigen Rechtfertigung eingesetzte po­
litische Klerikalismus einen tiefgehenden Einfluß auf die 
Ökonomik aus. Die Wirtschaft der kapitalistischen Länder 
wird in wachsendem Maße militarisiert. Dabei werden durch 
die modeme Kriegstechnik oft die Grenzen zwischen ziviler 
und militärischer Produktion verwischt (z. B. Kraftfahrzeug­
bau, Funk- und Fernmeldetechnik, Flugzeugmotoren), was 
die wahren Verhältnisse verschleiert. Dadurch wird ein hoher 
Anteil des gesellschaftlichen Gesamtprodukts -direkt und in­
direkt dem Verbrauch für friedliche Zwecke entzogen ' Mate­
rial, Zeit und Arbeitskräfte werden unproduktiv ver;chwen­
det, was siCh wertmäßig in dem hohen Anteil der Auf­
rüstungskosten am Volkseinkommen Widerspiegelt. Dabei 
findet eine Umverteilung des Volkseinkommens in der Weise 
statt, daß die Rüstungskosten auf die Schultern der breiten 
Massen der Werktätigen abgewälzt werden, was ihren Le­
bensstandard empfindlich beeinträchtigt. Es gehört zum Sy­
stem der "psychologischen" Kriegsvorbereitung, daß diese 
ökonomischen Prozesse, die auf die Militarisierung der Volks­
wirtschaften Zlurüd;:zuführen sind, "geräuschlos", d. h. mög­
lichst unbemerkt von der Öffentlichkeit vor sich gehen sollen. 
Rechtfertigung der atomaren Kriegsvorbereitungen mit christ­
lichen Vokabeln, Bagatellisierung der Rüstungskosten und 
ihre "geräuschlose" Abwälzung auf die Werktätigen sind nur 
verschiedene Seiten ein und derselben Sache. 

Die Erfahrungen der bisherigen Entwicklung beweisen je­
doch, daß auf die Dauer die Hintergründe für die Beeinträch­
tigung der Lebenslage der Bevölkerung durch den Klerikal­
Militarismus den Massen nicht verborgen bleiben. Damit 

5) Engels, Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschait, Ber­
lin 1952, S.208 
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werden die ökonomischen Auswirkungen der atomaren Be­
waffnung zur unmittelbaren Grundlage eines sich verstärken­
den Volkskampfes gegen Krieg und Militarismus, für Frieden 
und Verständigung. Das hat um so größere Bedeutung, als 
durch die Existenz des Imperialismus die Kriegsgefahr zwar 
nicht völlig beseitigt, jedoch durch das sozialistische Lager und 
die Weltfriedensbewegung Kriege nicht mehr unvermeidbar 
geworden sind. Die drohende Anwendung der atomaren Ver­
nichtungswaffen läßt riesigen Menschenmassen die Gefahr 
des Krieges bewußt werden und fördert die Erweiter.ung der 
Front der Friedenskämpfer. Die Dialektik des Militarismus 
besteht in der gegenwärtigen Phase gerade darin, daß die 
Massenvernichtungswaffen es real möglich machen, "den Mi­
litarismus nicht nachdem, sondern bevor er ein neues 
Verbrechen begeht und den Krieg entfesselt, zu liquidieren".!!) 
Diese These berücksichtigt den engen Zusammenhang zwi­
seben den Auswirkungen der atomaren Aufrüstung auf die 
Lebenslage der Bevölkerung und dem sich daraus ergeben­
den Kampf gegen den Klerikal-Militarismus. Schon Friedrich 
Engels Wies auf eine ähnliche Entw.:icklung hin: "Aber dieser 
Militarismus trägt auch den Keim seines eigenen Unter:gangs 
in sich. Die Konkurrenz der einzelnen Staaten zwingt ... 
jedes Jahr mehr Geld auf Armee, Flotte, Geschütze usw. zu 
verwenden, also den f i n a nzi e 11 e n Zu s am men­
b r u c h mehr und mehr zu beschleunigen ... "7) Chruschtschow 
verallgemeinerte die bisherigen politischen und ökonomischen 
Momente des Kampfes gegen den Imperialismus auf der 
5. Tagung des Obersten Sowjets der UdSSR: "Der Imperia­
lismus ruft durch eine Verschänung der internationalen Lage, 
durch die Schaffung von allen möglichen Krisen und für den 
Frieden gefährlichen Erscheinungen den Zorn der Völker her­
vor und gräbt sich seLbst sein Grab." 

Die Kosten für die Vorbereitung eines atomaren Blitzkrieges 
Einen wichtigen Anhaltspunkt für die Lasten, die der Be­

völkerung Westdeutschlands durch die Vo:r;bereitung eines 
Blitzkrieges ,gegen die DDR aufgebürdet werden, bilden die 
Ausgaben des westdeutschen Bundeshaushalts für die ato­
mare Aufrüstung. Sie spiegeln das Tempo der Aufrüstung 
genauso %ider -wie die Bestrebungen zur Verschleierung der 
Rüstungskosten -in der Öffentlichkeit und zu ihrer Bagatelli­
siellung. 

Die direkten Rüstungsausgaben des Bonner Staatshaus­
halts (Ausgaben für die Bundeswehr, StatJionierungskosten, 

6) Arbatow, Dialektik des Militarismus, in: Probleme des Friedens 
und des Sozialismus, 6/60, S. 11 

i) Engels, a. a. O. 
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Besatzungs- und Besatzungsfolgekosten, soweit sie in den Ein­
zelplänen 14 und 35 des Bundeshaushaltsplans erlaßt sind) 
sind seit 1950 im Ansteilgen begriffen: 

Haushaltsjahr 1950/ 51 1951/52 1952/53 1953/54 1954/ 55 1955/56 

Ausgaben für mili-
tärische Zwecke 
in Millionen DM 4645 7915 .7892 7385 8049 6105 
in ,prozenten der 
Gesamtausgaben 32 37 35 31 33 24 

Haushaltsjahr 1956/57 1957/58 1958/ 59 1959/60 1960 1961 

Ausgaben für mili-
tärisch'e Zwecke in 
Millionen DM 7329 7547 8700 9771 10720 11750 

(Plan) 
in Prozenten der 
Gesamtausgaben 24 22 26 26 26 

Q u eIl e : Berichte des Deutschen Wirtschaitsinstituts Berlin, 
Nr. 19/59, S. 21, sowie Pressemeldungen 

Die Entwicklung der Haushaltsausgaben für militärische 
Zwecke 'Und ihr unterschdedlicher Anteil an den Gesamtaus­
gaben in den einzelnen J ahren lassen deutlich zwei Ein­
schnitte, nämlich 1955 und 1958, erkennen, die im engsten Zu­
sammenhang mit den Etappen der Remilitarisierung und 
atomaren Aufrüstung in Westdeutschland stehen. 

Die erste Etappe erstreckt sich von der bedingungslosen 
Kapitulation der Hitler-Wehrmacht bis zur Unterzeichnung 
des EVG-Vertrages im Jahre 1952. Auf der Grundlage des seit 
1947 immer offensichtlicher werdenden Bündnisses des USA­
Monopolkapitals mit dem deutschen Imperialismus und der 
Schaffung des westdeutschen Separatstaates w.urden in den 
Jahren 1950 bis 1952 die juristischen Formen ausgearbeitet, in 
denen der sogenannte "deutsche Beitrag zur Verteidigung der 
freihei tlichen Welt" vollzogen werden sollte. Die sich daran 
anschließende zweite Etappe reichte bis zum Eintritt West­
deutschlands in die NATO ,und in die "Westeuropäische 
Union". Nach dem Scheitern der EVG wurden 1954 die Pariser 
Verträge unterzeichnet, die den Wiederaufbau der westdeut­
schen Armee legalisierten. Im Mai 1955, als sich der Tag der 
bedingungslosen Kapitulation des faschistischen Deutschlands 
zum 10. Male jährte, wurde die westdeutsche Flagge neben 
den Flaggen der USA, Großbritanniens .und Frankreichs im 
Pariser Hauptquartier der NATO gehißt. 

In diesen beiden Etappen nahmen die Besatzungskosten 
den Hauptanteil an den militärischen Ausgaben Westdeutsch­
lands ein. In der nun folgenden Periode veränderte sich die-
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ses Verhältnis in immer stärkerem Maße zugunsten der 
westdeutschen Streitkräfte, während die als "Stationierungs­
kosten" bezeichneten Besatzungskosten von 6 Milliarden DM 
(1955) auf 0,7 Milliarden DM (1960) zurückgingen. 

Damit begann die dritte Etappe, in der auf der Grundlage 
der Pariser Verträge mit der Schaffung westdeutscher Streit­
kräfte praktisch begonnen wurde. Es sollten 12 mit her­
kömmlichen Waffen ausgerüstete Divisionen aufgestellt und 
der NATO untergeordnet werden. Das vorgesehene Programm 
verzögerte sich jedoch; bis zum Ende des Jahres 1958 waren 
7 Heeresdivisionen, 12 Marinegeschwader und 3 Luftwaffen­
'geschwader in einer Stärke von rund 200000 Mann einsatz­
bereit. Die Ursachen für die Verzögerungen im geplanten 
Tempo beruhten einmal auf der beabsichtigten Umstellung 
der westdeutschen Armee auf die atomare Kriegführung, die 
Anfang 1958 im Plandokument "Me 70" der NATO bestätigt 
wurde. Deshalb versuchte die Bonner Regierung, die Käufe 
von konventionellen Waffen auf ein Mindestmaß zu begren­
zen, um dann die erforderlichen finanziellen Mittel für die 
Beschaftiung von Raketen und atomaren Sprengsätzen in aus­
reichendem Maße zur Verfügung zu haben. Das erklärt auch 
die Tatsache, daß in den Jahren 1955 bis 1957 die Voran­
schläge für militärische Ausgaben unterschritten wurden, so 
daß es zu einer Nichtausnutzung von geplanten Geldmitteln 
in Höhe von 13,7 Milliarden DM kam. Ein Teil dieser Mittel 
wurde dem "J ullusturm" (Kassenreserven der Bonner Regie..,. 
rung) zugeführt, der größere Teil verblieb jedoch als "Haus­
haltsreste" der Verfügungsgewalt des Kriegsministeriums. 
Auf der anderen Seite konnte das geplante Tempo der Auf­
stellung der westdeutschen Armee nicht eingehCJ,lten werden, 
da die Bereitstellung von Kasernen und anderen militär:ischEm 
Objekten sowie des dazu erforderlichen Grund und Bodens 
auf den erbitterten Widerstand großer Teile der Bevölkerung, 
vor allem der Bauernschaft stieß. 

Der zeitweilige Rückgang der Haushaltsausgaben für mili­
tärische Zwecke in den J ahren 1955 bis 1957 bedeutete keine 
Andevung der Politik der Bonner Regierung, sondern war 
lediglich eine Folge der beabsichtigten Umstellung auf die 
atomare Kriegführung, die mit dem Beschluß des Bundes­
tages vom 25. März 1958, die westdeutsche Armee mit Atom­
waffen auszurüsten, Wirklichkeit wurde. Mit ihm WoUrde die 
vierte Etappe und damit der Beginn einer fieberhaften Auf­
r üstung in Westdeutschland eingeleitet. Seit diesem Zeitpunkt 
begannen d ie Rüstungsausgaben sprunghaft zu steigen. Die 
Erhöhung beträgt in jedem J ahr etwa 1 bis 1,5 Milliarden DM. 
Man muß angesichts der P läne des Bonner Kriegsministe­
riums in den nächsten Jahren damit rechnen, daß die direk­
ten Rüstungskosten jähr lich eine Höhe von 14 bis 15 Milliar­
den DM erreichen werden. 
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Ausgangspunkt dieser militärischen Planungen ist ein ato­
marer Blitzkrieg gegen die DDR, der dann - wie General 
Speidel im August 1960 in Washington ausplauderte - weiter 
nach Osten getragen werden solL Deshalb sind die westdeut­
schen Militaristen auch nicht mehr mit der "Schwel't- und 
Schtld"-Konzeption der NATO einverstanden, bei der die 
Bundeswehr als "Schild" mit Infanterie- und Panzereinheiten 
(zum "Verheizen") dienen soll, während den USA- und bri­
tischen Streitkräften das "Schwert", d. h. die ganze Stoßkraft 
der Atom- und Raketentechnik, in die Hand gegeben wird. 
Jetzt besteht Strauß auf der Ausstattung mit Atom- und 
Raketenwaffen mit einem ,großen Aktionsradius, sowie mit 
einem Teil der strategischen Luftwaffe. IDeshalb sollen alle -
formalen - Beschränkungen für den Besitz -solcher Waffen 
aufgehoben wenden. Die Enthüllungen Walter Ulbrichts über 
die Atomkriegspläne Bonns vor der ,internationalen Presse, 
die Aussagen geflüchteter Bundeswehroffiziere und nicht zu­
letzt die Denkschrift des "Führungsstabes" der westdeutschen 
Armee, die offizielles Regierungsdokiument ist, haben diese 
Konzeption in aller Öffentlichkeit bestätigt. 

Den aggressiven Zielen entspricht es, daß die westdeutsche 
Wehrmacht auf die Stärke von 350000 bis 400000 M'ann ge­
bracht werden wird, die sich auf 6 Grenadier-, 6 Panzer-, 
2 Gebirgs- und 2 Luftlande-Divisionen sowie 26 Luft- und 
22 Marine-Geschwader verteilen wird. Hinzu kommt die nicht 
'der NATO unterstel:lte sogenannte "Territorialarmee", die 
aUe rückwärtigen Dienste sowie die Ausbildungs- und Re­
servetruppen erfassen soll. Nicht eingerechnet sind die mili­
tärisch voll ausgebildeten Truppen des Bundesgrenzschutzes 
und der Bereitschaftspolizei. Wichtig für die neue Phase der 
\vestdeutschen Aufrüstung ist ferner, daß jede Division ein 
bis zwei Atomraketenbataillone zugeteilt erhält, was den 
Planungen der NATO entspricht, in Mitteleuropa 30 mit tak­
tischen Atomwaffen ausgerüstete Divisionen zu unterhalten. 
Darüber hinaus werden auch Marine und Luftwaffe Atom~ 
raketenabteilungen erhalten. Diese militädschen Planungen 
sind in den letzten Monaten zu einem bestimmten Teil schon 
verwirklicht worden. Das zeigt die Lieferung des "Star­
fighter", der auch atomare Sprengköpfe tragen kann, sowie 
der Ankauf von Raketen des Ty,ps "Honest-John", "Nike­
Ajax", "Nike-Herkules" /Und "Polaris". 

Aus diesem Grunde muß auch die Summe von 52 Milliar­
den DM, die von Finanzminister Etzel im Bundestag als Be­
trag für die Gesamtausrüstung der westdeutschen Armee 
genannt wurde, als zu niedrig bezeichnet werden. In der 
Summe sind zum Beispiel nicht die Kosten für den Ankauf 
von Raketen, für den Luftschutz und die sogenannten Not~ 
standsplanungen enthalten. Nach vorsichtigen Schätzungen 
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dürfte die atomare Ausrüstung der Bundeswehr noch einmal 
50 Milliarden DM verschlingen.8) 

Aus diesen skizzenhaften DarJegungen wird deutlich, daß 
in den nächsten Jahren die Rüstungsausgaben in Westdeutsch­
land über die 10-Milliarden-DM-Grenze je J ahr weit 
hinausgehen werden. Dieser Prozeß wird - wie noch nachzu­
weisen sein wird - von starken Auswirkungen auf die Lebens­
lage der Bevölkerung begleitet sein. Die sich hieraus ergeben­
den Widersprüche sind unter anderem die Ursache dafür, daß 
mit Hilfe des politischen Klerikalismus der Widerstand der 
westdeutschen Bevölkerung gebrochen und die Widersprüche 
Verdeckt werden sollen. 

Die bisherige Analyse beschränkte sich lediglich auf die 
dir e k t e n Rüstungskosten, wie sie auch den offiziellen Do­
kumenten der Bonner Regierung zu entnehmen sind. Neben 
die zu erwartenden 14 bis 16 Milliarden DM direkten 
Rüstungskosten sowie die zu veranschlagenden 100 Milliar­
den DM Gesamtausrüstungskosten der westdeutschen Armee 
treten jedoch noch viele Beträge, die entweder in den 
offiziellen Angaben nicht enthalten beziehungsweise in an­
deren Positionen versteckt sind oder indirekt der militäri­
schen Aufrüstung dienen. Wie weit bereits die MilitarisieI'lung 
de-r westdeutschen Wirtschaft vorangeschritten ist, zeigen 
folgende Angaben: Seit 1955 - dem Jahr des Inkrafttretens 
der Pariser Verträge - wurden weit über 30 Gesetze mit 
ebenso zahlreichen Durchführungsbestimmungen und Anord­
nungen erlassen, die sich mit der Mobilisierung der Wirt­
schaft für militärische Zwecke beschäftigen, so das "Bundes­
leistungsgesetz" und das "Sicherstellungsgesetz", die beide 
Einschränk.mgen von Eigentumsrechten zugunsten militäri­
rischer Zwecke und rüstungs\virtschaftlicher Rohstofflagerun­
gen vorsehen. 

In die Kosten für die Aufrüstung in Westdeutschland müs­
sen folgende dir e k t e n und in dir e k t e n Positionen ein­
bezogen werden; 
1. Alusgaben für die Streitkräfte Westdeutschlands; 

2. Alusgaben Westdeutschlands für den Unterhalt der in West­
deutschland und Westlberlin stationierten -ausländischen 
NATO-Verbände; 

3. Besatzungsfolgekosten, die aus der Anwesenheit ausländi­
scher Truppen in Westdeutschland entstehen, jedoch nicht 
au.f den "Verteidigungsbeitrag" zur NATO angerechnet 
werden; 

4. Anteile an der Finanzierung des NATO-Haushaltes und 
der NATO-Infrastruktur; 

~) übel· die EInzelkosten für die Anschaffung dieser Waffen siehe 
Relntanz. Büttner, Krubke: "Friedensvertrag mit Deutschland", 
Hefte aus BurgscheJdungen Nr. 38, S. 37-39 
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5. Ausgaben im Zusammenhang mit dem Luftschutz, der 
"zivilen Notstandsplanung", Terl'itorialarmee, Bundes­
grenzschutz, Bereitschaftspolizei, Forschungsarbeiten auf 
dem Gebiete der Kernenergie und der Luftfahrt sowie die 
Kosten des Baus strategisch wichtiger Straßen; 

6. Ausgaben, die der ideologischen Vorbereitung des Blitz­
krieges, der Spionage und Diversion gegen die sozialisti­
schen Länder und der Führung des "kalten Krieges" die­
nen. Dazu müssen unbedingt die Zuschüsse für Westberlin, 
die Kosten des "Bundesnachrichtendienstes" (Gehlen-Spio­
nagedienst), des Verfassungsschutzes und des Ministeriums 

Lemmer gerechnet werden. 

7. In bestimmtem Maße rechnen solche "sozialen Leistungen" 
wie die Versorgung der Angehörigen der Bundeswehr, die 
P ensione n der Berufsoffiziere der faschistischen Wehr­
macht zu den Rüstungskosten; denn sie entspringen zum 
Teil der Aufrüstung selbst oder sind der psychologischen 
Kriegsvorbereitung untergeordnet. 

In welchem Verhältnis die direkten zu den indirekten 
Ha ushaltsausgaben für Rüstungszwecke stehen, zeigt folgende 
Zusammenstellung aus den Haushaltsplänen 1959/60 und 1960 
(Zahlenangaben in Millionen DM): 

Bundesministerium für "Verteidigung" 
Lasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt aus­

län:lischer Streitkräfte 
Zivile Nots~ndsplanung . 
Hilfe für Westberlin . 

1959/60 1960 

8994 

778 

263 

1130 

10000 

719 

446 
820 

Ziviler Bevölkerungsschutz 42 101 
Beschaffungen für die BereitschaftspolIzei 

der Länder. 6 8 
Bundesgrenzschutz 280 235 
Bundesministerium für Atomenergie 136 184 
Luftfahrt-Bundesamt 1 
"Bundesnachrichtendienst" 43 43 
Verfassungssch utz 11 11 
Bundeszentrale für Heimatdienst 8 8 
Bundesministerium tür "gesamtdeutsche Fragen" 108 140 
Bundesministerium "für Vertriebene, Flüchtlinge 

und Kriegsgeschädigte" . 117 115 
Versorgung der Soldaten der Bundeswehr 79 30 
Versorgung der Berufssoldaten der ehemaligen 

Wehrmacht 483 491 
Kriegsfolgeleistungen 3 006 3 112 

15485 16 464 
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Daraus ergibt sich, daß allein in den J ahren 1959 und 1960 
die indirekten Rüstungskosten ungefähr 50 Prozent des Volu­
mens der direkten Rüstungskosten ausmachen. Man muß 
also in den einzelnen Jahren mindestens 5 bis 6 Milliarden DM 
zu den direkten Rüstungskosten hinzuzählen, um eine echte 
Vorstellung von dem Ausmaß der Belastung des westdeut­
schen Haushalts zu erreichen. Dabei kann die Aufstellung auf 
keinen Fall Anspruch auf Vollständigkeit erheben; denn es 
sind nur die Positionen aus dem offiziellen Haushaltsdoku­
ment aufgenommen worden, die schon vom Titel her eine 
unmittelbare Beziehung zur Aufrüstung erkennen lassen. 
Aber ein Teil der Rüstungsausgaben ist zusammen mit Aus­
gaben für zivile Zwecke in allgemein lautenden Titeln des 
Bundeshaushalts untergebracht worden, wobei eine exakte 
Trennung schwer möglich ist. Zum Beispiel sind die Subven­
tionen, Bundesbeihilfen und Bundesgarantien für die anlau­
fende Rüstungspl'oduktion auf dem Inlandmarkt in den "all­
gemeinen Bewilligungen" versteckt. Offen plauderte im 
Oktober 1958 die gut informierte, halboffuielle "Wehrwissen­
schaf tUche Rundschau" (Frankfurt [Main]) im Hinblick auf die 
finanzielle Unterstützung von Forschungsarbeiten in der In­
dustrie aus: "Hiermit wird ein indirekter Beitrag zur Vel'­
teidigungswirtschaft geleistet, der aber nicht allein im Zu­
sammenhang mit der deutschen Wirtschaft, sondern in 
Verbindung mit der NATO und der WEU sowie den For­
schungen des Bundesverteidigungsministeriums gesehen wer­
den muW' (S. 548/1958). Die Ausgaben der Länder und Ge­
meinden für Baumaßnahmen im Interesse der Aufrüstung, 
so für Folgeeinrichtungen der Kasernen, Straßenbau usw., 
sind schwer aurchschaubar. 

Es ist deshalb berechtigt, die echten Haushaltsausgaben für 
Rüstungszwecke auf etwa 17 bis 18 Milliarden DM bei einem 
Haushaltsvolumen von 42 Milliarden DM zu schätzen, Das 
bedeutet, daß nicht 26 Prozent, sondern 
4 0 Prozent der gesamten Haushaltsausgaben 
direkt und indire ,k t fül.! Rüstungszwecke 
ver wen d e t wer den! Aus dieser Feststellung ergeben 
sich zwei wichtige Schlußfolgerungen : 

1. Es gehört zum System der psychologischen Kriegsvor­
bereitung, daß die westdeutsche Bevölkerung über das wahre 
Ausmaß der Rüstungsausgaben im unklaren gelassen wird. 
Die ständige Propaganda, daß nur 10 Milliarden DM für 
Rüstungszwecke ausgegeben werden, steht im Widerspruch 
zu den tatsächlichen Ausgaben, die weit höher liegen. Dazu 
gehören auch solche Manipulationen wie Haushaltsreste, Bin­
dungsermächtiguf"l gen, Minderausgaben, die zur Täuschung 
der breiten Massen angewendet werden. So wird zwar in der 
öffentlichkeit stets behauptet, daß der Einzelplan 14 (Mini­
sterium Strauß) eine besti.mmte Auflage von Minderausgaben 
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erhalten habe, die dann sofort abgesetzt werden. Dabei über­
sieht man, daß diese Minderausgaben mit Genehmigung des 
Finanzministers wieder rückgängig gemacht werden können, 
was in der Praxis auch geschieht. 

2. Mit einem Anteil von 40 Prozent ist Westdeutschland in 
die Gruppe der imperialistischen Länder mit den höchsten 
Rüstungsausgaben eingerückt. So geben die USA rund 50 Pro­
zent ihrer gesamten Haushaltseinnahmen, Großbritannien 
24 Prozent und Frankreich 30 P rozent (1958) für Rüstungs­
zwecke aus. In diesem Zusammenhang ist interessant, daß 
Westdeutschland an den gesamten Rüstungskosten der NATO 
in den Jahren 1958 iUnd 1959 mit 4,5 Prozent kurz hinter 
Großbritannien und Frankreich mit 6,7 bzw. 6,1 Prozent be­
teiUgt war. Diese Angaben zeigen deutlich, daß die Remili­
tarisierung in Westdeutschland zu einer militärischen Stärke 
des deutschen Imperialismus geführt hat, die ihn zu den mili­
tärischen Großmächten rechnen läßt. 

Es ist notwendig, darauf hinzuweisen, daß demgegenüber 
im Staatshaushalt der DDR 1im Jahre 1959 nur 990 Millionen 
DM für die Nationale Volksarmee ausgegeben f\vorden sind; 
das sind 2,2 Prozent der gesamten Haushaltsausgaben. Diese 
geringe Belastung unseres Haushalts hat ihre Ursache in der 
konsequenten Friedenspolitik der Regierung der DDR. So 
haben wir die Stärke der Nationalen Volksarmee von 120000 
auf 90 000 Mann herabgesetzt; die DDR .besitzt keine atoma­
ren Waffen und kennt keine Wehrpflicht. Infolge der verstän­
digungsfeindlichen Politik der Adenauer-Regierung sind wir 
gezwungen, Zlusätzliche Beträge für die Sicherung der Staats­
grenzen und des Außenringes wn WestlberJin sowie rur den 
Kampf gegen Spionage und Sabotage aufzuwenden. Während 
die westdeutsche Bevölkerung jährlich rund 700 Millionen DM 
für die NATO-Truppen aufbringen muß, ist ab Januar 1959 
die Zahlung von Unterhaltskosten für die im Rahmen des 
Warschauer Vertrages auf dem Territorium der DDR statio­
nierten sowjetischen Einheiten in Fortfall gekommen. 

Die Beziehungen zwischen Rüstungsfinanzierung 
und Lebensstandard 

Angesichts der jährlich anwachsenden direkten und in­
direkten Kosten für die atomare Aufrüstrung in Westdeutsch­
land erwächst die Frage, wer diese Kosten aufbringt, auf 
welche Klassen und Schichten die damit zusammenhängen­
den finanziellen Lasten abgewälzt werden. Es entspricht dem 
Wesen des staatsmonopolistischen Kapitalismus - und die 
Erfahrungen zweier imperialistischer Weltkriege beweisen 
es - , daß die breiten Schichten der Werktätigen schließlich 
die Kosten für die Vorbereitung iUnd Durchführung der Kriege 
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zu zahlen haben. Das ist auch heute in Westdeutschland der 
Fall. Lediglich die Methoden der Rüstungsfinanzierung und 
der Abwälzung der Kosten haben sich an der Oberfläche ver­
änder~, sind sozusagen "verfeinert" worden, ohne daß ihre 
Auswlrkungen auf den Lebensstandard in irgendeiner Weise 
geschmälert worden wären. 

Das Hauptinstrument für die Finanzierung der Aufrüstung 
in Westdeutschland ist der Staatshaushalt. Wir können in die­
sem Zusammenhang nicht weiter auf die Frage eingehen, wie 
gerade die Gemeinden und Kreise durch die Aufrüstung 
finanziell zusätzlich belastet werden .und wie sie diese Lasten 
ebenfalls abwälzen. In der Regel sind die herrschenden 
Kreise bestrebt, die Rüstungskosten mit drei ·Methoden zu 
finanzieren: 

1. Erhöhung der direkten und indirekten Steuern sowie Ein­
führung neuer Steuern. Davon wird die Lebenslage der Werk­
tätigen direkt (Verminderung der Nettolöhne durch höhere 
Lohnsteuern) und indirekt (höhere Verbrauchsabgaben, die in 
den Preis der Konsumgüter eingehen, Abwälzung der Um­
satzsteue~' auf die Konswnentenpreise) durch Schmälerung 
des Realeinkommens beeinträchtigt. 

2. Verringerung der Haushaltsausgaben für soziale, kultu­
relle, wissenschaftliche und andere nichtmilitärische Zwecke 
zumindest jedoch ein Stopp für diese Ausgaben. ' 

3. Aufnahme kurz- und langfristiger Schulden durch den 
Staatshaushalt .und in der Folge inflationistische Ausdehnung 
des Geldvolwnens, wodurch die Preise steigen und sich die 
Lebenslage verschiech tert. 

Während die ersten beiden Methoden direkt den Lebens­
standard der Bevölkerung angreifen und auch sofort wirk· 
sam werden, ist die dritte Methode ,;lautloser". Ihr Wesen 
besteht darin, daß bei scheinbarer Aufrechterhaltung des 
nominellen Lohnniveaus durch eine Entwertung des Geldes 
allmählich eine Ver,ringerung des Realeinkommens stattfindet. 
Das Sinken .des Lebensstandards soll also zeitweilig getarnt 
werd.en; es soll nicht plötzlich, sondern möglichst unbemerkt, 
schleIchend vor sich gehen, zumindest sonen die offenen Aus­
wirkungen auf die Lebenshaltrung so lange verdeckt werden 
bis sie den herrschenden Kreisen nicht mehr gefährlich ,wer~ 
den können. Es ist ein charakteristisches Kennzeichen Lür die 
gegenwärtige Methodik der Rüstungsfinanzierung, -daß in den 
meisten imperialistischen Staaten immer mehr wr "lautlosen 
Rüstungsftnanzier.ung" gegriffen wird. Offensichtlich ist das 
ein Ausdruck für die wachsende Furcht vor der Volksbewe­
gung für den E'rieden, gegen Militalismus und Atomkrieg. 

Der Mechanismus der "lautlosen" Rüstungsfinanzierung be­
steht darin, die Rüstungskosten durch einen Haushaltsfehl­
betrag zu finanzieren, der seinerseits durch Anleihen am 
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Kapitalmarkt sowie durch kurzfristige Bankkredite gedeckt 
wird. Das bedeutet in der Praxis, daß auf der einen Seite 
Schuld papiere des Staates gegen - in der Regel - Sparein­
lagen der Bevölkerung bei den Banken und Sparkassen ein­
getauscht werden, so daß diese Spareinlagen unproduktiv 
verwendet werden. Auf der anderen Seite werden die kurz­
fristigen Schuldpapiere - und zum Teil auch die langfristigen 
- als Deckung für die Ausgabe von Geldzeichen durch die 
Notenbanken benutzt. In dem Maße, wie der Haushaltsfehl­
betrag wächst, die kurz- und langfristige Verschuldung zu­
nimmt, wird eine Geldmenge emittiert, die trotz des Einhal­
tens formaler Deck.ungsbestimmungen nicht durch entspre­
chende Warenwerte gedeCkt ist. Das führt zu inflationistischen 
Tendenzen, die nach kürzerer oder längerer Zeit das Real­
einkommen empfindlich schmälern. 

Das Vorbild für diese Methode war die von Hjalmar 
Schacht vorbereitete Finanzierung des zweiten Weltkrieges 
durch das faschistische Regime. Schacht und mit ihm andere 
Experten der deutschen Finanzoligarchie gingen von dem 
apologetischen Satz des englischen Ökonomen Keynes aus, 
wonach die Arbeiter zwar verbissen gegen jede Senkung ihres 
Geldlohnes, aber nicht immer gegen jede Preissteigerung 
kämpfen würden.O) Kurz vor Ende des zweiten Weltkrieges 
hat der Nazi-8taatssekretär Reinhardt in seiner Durchhalte­
broschüre "Was geschieht mit unserem Geld?!f den Kern die­
ser Methode in zynischer Offenheit dargelegt: "Im Weltkrieg 
1914-18 war der Geld- und Kapitalmarkt nicht so gut organi­
siert wie heute. Es mußte deshalb fortgesetzt die Werbe­
trommel für die Zeichnung von Kriegsanleihen gerührt wer­
den. Im gegenwärtigen Krieg vollzieht sich die Deckung des 
Kreditbedarfs des Reiches lautlos und ohne jede ReibungU 

(S.65). 

Daß Schacht dabei auch vor betrügerischen Manipulationen 
nicht zurückschreckte, zeigte die Ausgabe der sogenannten 
Mefo-Wechsel. Diese "Metallurgische Forschungsgesellschaft" 
war ein Strohunternehmen. Alle Rüstungslieferanten stellten 
gegen ihre Forderungen an die Wehrmacht Wechsel auf die 
"Mefou aus, die diese a'kze.Qtierte. Diese Wechselakzepte wur­
den von der Reichsbank diskontier t, d. h., die Rüstungsunter­
nehmer erhielten bares Geld. Die Reichsbank ihrerseits sah 
diese "Kellerwechsel!f juristisch als "reichsbankfähige Han­
delswechselu an und refinanzierte sich, indem sie die Wechsel 
für die Emission von Banknoten benutzte. Am Fälligkeitstage 
wurden die Wechsel nicht von der Mefo, sondern von der Re­
g1.erung, die die selbstschuldnerische Bürgschaft übernommen 
hatte, gegen Schatzwechsel und Schatzanweisungen eingelöst. 
Das bedeutete eine Umgehung der Deckungsbestimmungen; 

!l) Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des 
Geldes, S. 15 

18 

i' 
I 

denn dem umlaufenden Geld lagen keine echten Waren­
geschäfte, sondern eine Staatsschuld zugrunde. Diese "rei­
bungslose" Finanzierung des Haushaltsdefizits beschwor eine 
der größten in der deutschen Geschichte gekannten Entwer­
tungen des Geldes herauf. 

Auch in Westdeutschland sind alle Voraussetzungen ge­
geben, um die Finanzierungspraktiken des faschistischen Rei­
ches wieder anzuwenden. Das zeigt ein Blick auf die Männer. 
die für die Rüstungsfinanzierung in Westdeutschland verant­
wortlich zeichnen. Zwar hält sich Dr. Hjalmar ,Schacht - der 
führende Kopf der "geräuschlosen" Finanzierung des zweiten 
Weltkrieges, Angeklagter im Nürnberger Kriegsvet'brecher­
prozeß - in der Öffentlichkeit mit Äußerungen zurück. Aber 
als Inhaber eine Privatbank in Hamburg ist er eifrig als "Be­
rater!' tätig. Die eigentlichen organisatorischen Maßnahmen 
liegen in den Händen der "jungen LeuteC< von Schacht, die 
vor mehr als 25 Jahren unter seiner Leitung diese Methoden 
studieren konnten. Das gilt vor allem für den Präsidenten 
der westdeutschen Bundesbank, Blessing, der früher mit 
Schacht in der Reichsbank zusammengearbeitet hat. Nicht zu 
vergessen ist Hermann Abs, der Vorstandsvorsitzende der 
Deutschen Bank, einer der stärksten Monopolbanken in West­
deutschland überhaupt. Und nicht zuletzt ist auch jene Ge­
sellschaft wiederauferstanden, die zusarhmen mit der "Mefo" 
an jenen dunklen Finanzmanipulationen des faschistischen 
Deutschlands beteiligt war, nämlich die Öffa, ille sich damals 
wie heute mit der Finanzierung des Autobahnbaues beschäf­
tigt. Heute ist sie vor allem für die Finanzierung der "Infra­
strukturIC der NATO auf westdeutschem Gebiet zuständig. Es 
gleichen sich also nicht nur die Namen! 

Zweifellos erstrecken sich die Auswirkungen der atomaren 
Aufrüstung auf den Lebensstandard nicht allein auf finan­
zielle Konsequenzen. Der Bereich des Lebensstandards geht 
weit über die Entwicklung der Löhne und Preise hinaus. Er 
umfaßt "den Grad der Befriedjgung der materiellen und gei­
stigen Bedürfnisse des Menschen. Dazu gehören Nahrungs­
mittel, Schuhe, Kleidung und andere Waren des Massen­
konsums, Wohnungen, Bildung, medizinische Betreuung, 
Sport, Sicherstellung der Möglichkeit, zu arbeiten, sich zu er­
holen sowie alle seine besten Fähigkeiten zu entwickeln und· 
dergleichen mehr!'.IO) Bei einer Untersuchung der Auswirkun­
gen der Aufrüstung auf den Lebensstandard müssen deshalb 
neben der Höhe der Arbeitslöhne und der Preise die Mieten, 
der Pro-Kopf-Verbrauch an Konsumgütern, die Länge der 
Arbeitszeit, die Arbeitsintensität, der Arbeitsschutz, die Dauer 
der Arbeitsfähigkeit, die Krankenversicherung, die Förderung 
von K.ultur, Wissenschaft und Sport berücksichtigt werden. 

HI) Sowjetw1ssenschait, GesellschaftswissenSchaftliche Beiträge, Heft 
6/59, S. 666 
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Ein Teil dieser Faktoren läßt sich jedoch nicht in Zahlen 
messen. Wir denken nur an die durch die Arbeitshetze ent­
standene Minderung der körperlichen und geistigen Kräfte, 
die Zunahme der Berufskranlcl1eiten ,und der Frühinvalidität, 
die schwere Lage der Frauen und der Jugend, die ,gerade im 
modernen Kapitalismus auf den Lebensstandard der Men­
schen einen tiefgreifenden Einfluß ausüben. 

Wir wollen versuchen, an Hand der konk,reten Entwicklung 
in Westdeutschland -die Abwälzung der Rüstungslasten auf 
die Werktätigen und die damit verbundene Beeinträchtigung 
des Lebensstandards nachzuweisen. 

Drückende Steuerlasten - Folge der atomaren Aufrüstung 

Die Ausgaben des ,k:lerikal-militaristischen Regimes in 
Westdeutschland werden in entscheidendem Maße von der 
Höhe der Rüstungskosten bestimmt, die - wie weiter vorn 
nachgewiesen - rund 40 Prozent der gesamten Haushaltsaus­
gaben betragen. Diese wiederum werden überwiegend aus 
Steuern finanziert: 1960 werden 38 Milliarden DM (= 90 Pro­
zent) von 42 Milliarden DM Gesamteinnahmen aus Steuern 
und Abgaben stammen; 1959 waren es 83 Prozent. Des ha i b 
sind in Westdeutschland Steuern Rüstungs­
las t e n > die auf die wer.ktätigen Schichten !in verschieden­
ster Weise abgewälzt werden. Das wird durch folgende Zah­
lenangaben (in Milliarden DM) erhärtet: 

Gesamte Steuer- Verhrauchs-
einnahmen Eink.- Lohn- Umsatz- steuern 

(IBund/Länder) Steuer steuer steuer und Zölle 

1950 16,1 2,0 1,~ . 4,7 4,6 
1959 48,0 6,2 5,9 14,2 10,4 

Steigerung 
in % 298 310 328 300 226 
(1950 ~ 100) 

Q u e 11 e : Berichte der Bundesbank, Frankfurt (Main), Sept. 1960 

Westdeutschland ,gehört damit zu den kapitalistischen Län­
dern mit höchster steuerlicher Belastung. Das beweist nicht 
nur die Erhöhung der Steuereinnahmen (ohne Gemeinde­
steuern) auf das Dreifache seit 1950, sondern auch die inter­
essante Tatsache, daß demgegenüber das Volkseinkommen 
("Nettosozialprodukt .zu Faktol,kosten") nur auf das 2,5fache 
gestiegen ist. Das schnellere Steigen der Steuern und Ab­
gaben gegenüber dem des Volkseinkommens führte auch da­
zu, daß der Anteil der Steuern rund Abgaben am sogenannten 
"Br.uttosozialprodukt" nach vorsichtigen Schätzungen 30 bis 
33 Prozent beträgt, während andere westeuropäische Länder 
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einen geringeren Anteil (z. B. Italien 30 Prozent, Belgien 
23 Prozent, Frankreich 29 Prozent) aufzuweisen haben. Der 
Bund der Steuerzahler in Westdeutschland spricht sogar von 
einer Belastung von 40 Prozent. Zweifellos wäre die Bonner 
Regierung angesichts der steigenden Steuereinnahmen in der 
Lage gewesen, die Steuersätze - vor aUem für die arbeitende 
Bevölker,ung - herabzusetzen. Daß dies, von Ausnahmen ab­
gesehen, in der letzten Zeit nicht geschehen ist, ,kommt auf 
das Konto der wachsenden Rüstungskosten, besonders nach 
dem Beginn der atomaren ' "Umrüstung". Das bedeutet nichts 
anderes, als daß durch Aufrechterhaltung der Steuersätze die 
Nominal- und Realeinkommen der Werktätigen zurückgeblie­
ben sind. In dieser Form mußten sie die Bürde der Rüstungs­
kosten tragen. 

Das wird noch deutlicher, wenn man bedenkt, daß die 
Steuern der breiten Bevölker,ungsschichten (Lohn-, Umsatz-, 
Verbrauchssteuern) rund 60 Prozent des .gesamten Steuer­
volumens ausmachen, während sich bekanntlich die Gewinn­
quote der kapitalistischen Betriebe schneller als die Lohn­
quote erhöht hat. Dieser Widerspruch zwischen Einkommens­
und Steuerentwicklung kommt besonders drastisch in dem 
Steigen der Lohnsteuereingänge auf 328% zum Ausdruck; die 
Einnahmen aus Einkommensteuer sind dagegen nur auf 310 % 
angewachsen. Alolein im Juni 1960 hatten sich die Eingänge 
aus Lohnsteuer gegenüber dem gleichen Monat des Vor­
jahres um 34 P-rozent erhöht; bei der Einkommen- rund Kör­
perschaftssteuer betrug die Steigerung nur 31 bis 28 ProzentY) 
Die Lohnsteuer trifft als direkter .A!bzug vom Bruttolohn und 
-gehalt die Ar.beiter und Angestellten unmittelbar. West­
deutschland hat mit 9,6 Prozent in Westeuropa einen der 
höchsten Lohnsteuersätze aufzuweisen (F.rankreich 6,5 Pro­
zent, Belgien 6,4 Prozent). 

Die Umsatz- und Ver.brauchssteuern belasten die breiten 
Bevölkerungsschichten nicht minder, da sie als Kosten in die 
Preise der Waren eingehen, die vom Konsumenten bezahlt 
werden. Darin ist u. a. die Ursache für die Erhöhung des 
Konsumgüter-Preisniveaus in Westdeutschland zu suchen, die 
das Realeinkommen schmälert. Das gilt auch für die Steuern 
auf Profit (wie Einkommen- und Körperschaftsteuer); denn 
es wäre ein Irrbum, ;z;u glauben, daß diese tatsächlich von den 
Monopolen und anderen Kapitalisten gezahlt werden. Durch 
viele Manipulationen werden diese als Kosten über die Preise 
auf die Konsumenten abgewälzt. 

Deshalb ist die Schlußfolgemng berechtigt, daß die direkten 
und indirekten Steuern - auch bei vorläufig gleichbleibenden 
Steuersätzen - und ihre legale und illegale Abwäl:wng eines 
der Mittel sind, um den Werktätigen die Lasten der atomaren 
Aufrüstung aufzubürden. 

11) It. "Handelsblatt" Düsseld'Jrf Nr.145/60, S . 
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Bei der Suche nach neuen Finanzierungsquellen hat die 
Adenauer-Regierung für die Zukunft bestimmte E I' h ö h u n -
gen der S te u e r sät z €' geplant. So gibt es Vorlagen über 
die lOprozentige "Ergänzungsabgabe" zu der Lohn- und Ein­
kommensteuer, über eine Erhöhung der Tabak- und Mineral­
ölsteuer sowie der LKW-Steuer, Einführung der "Bauland­
steuer". Zweifellos würden solche Maßnahmen den Kampf­
aktionen gegen das klerikal-militaristische Regime einen 
starken Auftrieb geben. Deshalb - und auch aus wahltakti­
schen Gründen - ist die Erhöhung der Steuersätze verschoben 
worden, aber das Ziel bleibt unverändert, wie Finanzminister 
Etzel am 10. Dezember 1959 im Bonner Bundestag wörtlich 
sagte: "Sollten aber ... harte politische Notwendigkeiten uns 
zu einer wesentlichen Ausgabenerhöhung zwingen, so würde 
ihnen nur mit einer Erhöhung der Elnkor~lIlym- und Körper­
schaftssteuer oder auch der Verbrauchssteuern auf Genuß­
mittel beg~gnet werden können." 

Senkung der Ausgaben für soziale und kulturelle Zwecke 

Die infolge der aggressiven und revanchistischen Politik der 
Bonner Regierung standig steigenden Rüstungslasten ZWingen 
objektiv, bei der Suche nach weiteren Finanzierungsquellen 
auch jenen Komplex von Ausgaben anzugreifen, der - ob­
wohl viel niedriger als vergleichbare Ausgaben im Staats­
haushalt der DDR - in der Vergangenheit aus wahl taktischen 
und sozialdemagogischen Gründen geschont wurde, nämJich 
die Ausgaben für soziale und kulturelle Belange. Während 
die Erhöhung der Steuersätze offensichtlich noch hinaus­
geschoben worden ist, hat man in den letzten 18 Monaten in 
wachsendem Maße begonnen, diese Ausgaben systematisch zu 
vermindern, um weitere Finanzmittel für die Aufrüstung frei 
zu bekommen, Hier sollen nur die wichtigsten Maßnahmen 
zur Herabsetzung der Sozial- und Kulturausgaben genannt 
werden, die entweder schon in Kraft getreten sind oder vor­
bereitet werden. 

1. Die Wohnungsmieten stellen einen wichtigen Faktor im 
Lebensstandard der werktätigen Bevölkerung dar. Nachdem 
bereits in den Jahren 1950 bis 1956 die durchschnittlichen 
Mieten für vor 1948 gebaute Wohnungen um 25 bis 40 Prozent 
gestiegen sind, wurden mit dem sogenannten "Lüd<e-Plan" 
ab 1. August 1960 neue, die Lebenslage unmittelbar treffende 
Maßnahmen Wirklichkeit. Dies zeigt sich nicht zuletzt darin, 
daß die Ausgaben für "Förderung des Wohnungsbaues" für 
1960 um 12 Millionen DM gekürzt wurden, was zu einer wei­
teren Erhöhung der Mieten und verlorenen Baukosten­
zuschüsse führen wird. 
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2. Das Jahr 1960 brachte die ersten Vorstöße der Bonner 
Regierung, die Haushaltsausgaben für soziale und gesund­
heitliche Zwecke einzuschränken. So wurden für 1960 für 
Arbeitsschutz 11 000 DM, für die "Sozialreform" 63000 DM 
und für die Arbeitslosenhilfe 113000 DM wen i ger an­
gesetzt. Die große Einsparung soll aber die Krankenkassen­
reform bringen, bei der durch "Selbstbeteiligung" der Patien­
ten an den Medikamenten, Krankenhaus- und Behandlungs­
kosten, Einführung von zwei Karenztagen unabhängig von 
der Krankheitsdauer usw. 1,3 Milliarden DM jährlich weni'ger 
durch die öffentlichen Haushalte aufgewendet werden sollen. 
Damit wird Kranksein nicht nur zum Luxus, sondern der all­
gemeine Gesundheitszustand, der Zeitpunkt der Arbeits­
unfähigkeit und die Lebenserw3.rtung werden herabgesetzt, 
zurnal wenn die Prophylaxe eingeschränkt wird. 

3. In der Vergangenheit wurden bestimmte Zuschüsse für 
die Bundesbahn sowie für Mehl, Brot und Zucker a us dem 
Haushalt gezahlt. Diese wurden ab 1960 fast völlig beseitigt, 
so daß rund eine Milliarde DM für Rüstungszwecke "ein­
gespart" wurden. Die Bevölkerung Westdeutschlands muß 
dies mit Preis- und Tariferhöhungen der Grundelemente des 
Lebensstandards bezahlen. So wurden die Tarife für Arbeiter­
wochenkarten durchschnittlich um 33 Prozent "angehoben"; 
der Preis f ür ein Brötchen erhöhte sich auf 71/! DPf. 

4. Der größte Teil der Ausgaben für soziale und kulturelle 
Zwecke wird durch Länder und Gemeinden getätigt. Um neue 
Mittel f ür die atomare Aufrüstung zu erhalten, versucht d ie 
Bonner Zentrale eine "Umverteilung" der Länderanteile an 
Bundessteuern, was sich selbstverständlich negativ auf die 
Ausgaben für Kultur, Volksbildung und Gesundhei tswesen 
auswirken wird. Bereits jetzt müssen 80 Prozent aller dieser 
Ausgaben von Ländern und Gemeinden getragen werden, 
aber sie erhalten nur 45 Prozent des gesamten Steueraufkom­
mens. "Bundeszuschüsse" für Volksbildung und Gesul1dheits­
wesen wurden "sparsamu ausgereicht. Die geplante Vermin­
derung der Einnahmequellen der Länder und Gemeinden 
wird die Schulraumnot ver.größern, den Aus-, Um- und Neu­
bau von Krankenhäusern verzögern und die berechtigten 
Forder.ungen der wissenschaftlichen Insti tutionen auf bessere 
Arbeitsbedingungen ·weiter unerfüllt lassen. 

Mit Recht heißt es deshalb im Deutschlandplan des Volkes: 
"Bedenkt: Milliardensumrnen, die jetzt für Rüstungen, für die 
Vorbereitung eines überfalles auf die DDR verpulvert wer­
ien, könnten für soziale und kulturelle Zwecke, könnten zu­
gunsten der werktätigen Massen verwendet werden, wenn in 
Westdeutschland vor allem durch die Aktionseinheit der Ar­
beiterklasse die Politik des Friedens und der Verständigung 
der bei den deutschen Staaten durchgesetzt werden würde." 
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Gegen die offensichtliche Versch,lechterung der Lebenslage 
haben die Werktätigen machtvolle Kampfaktionen durch­
geführt. Dabei wurden sie von Teilen der Intelligenz unt~r­
stützt. So haben die Ärzte geschlossen gegen die "Kl'anken­
kassen reform" protestiert; viele Wissenschaftler an den Uni­
versitäten und Hochschulen haben angesichts der Förderung 
ihrer Kollegen in der DDR bessere Unterbringung, größere 
Mitarbeiterstäbe, mehr Geld für Laboratorien usw. gefordert. 
Dieser machtvolle Kampf hat dazu geführt, daß die klerikal­
militaristischen Kreise ihre P läne zeitweilig zurückstellen 
mußten oder an ihrer Durchführung gehemmt wurden. Des­
halb halten sie nach "lautloseren" Methoden der Rüstungs­
finanzierung Ausschau. Gleichzeitig verbreiten sie in der 
Öffentlichkeit den Eindruck, daß der westdeutsche Haushalt 
ein "Sozialhaushalt" sei, in dem 40 Prozent aller Einnahmen 
für "soziale Leistungen" ausgegeben werden. Rechnet man 
jedoch die einzelnen P ositionen nach und eliminiert die Be­
träge, die offen ·und versteckt ·der Aufrüstung dienen (z. B. 
Pensionen an Generale und üfftz·iere der Nazi-Wehrmacht, 
Blutrichter), dann erhält man eine Summe, die nur etwa 16 
bis 18 Prozent des ,gesamten Etats ausmacht. Das ist gegen­
über dem Staatshaushalt der DDR mit rund 40 Prozent aller 
Ausgaben für die gesellschaftliche Konsumtion (Volksbildung~ 
Kultur, Sozial- und Gesundheitswesen) mehr als gering. 

Wachsende Staatsverscl1u1dung 
mit infla tionis tischen Auswirkungen 

Der Kampf breiter Bevölkerungskreise gegen Mieiull'eis­
steigerungen und "Krankenkassenreform." sowie die Furcht 
der herrschenden klerikal-militaristischen Kräfte vor neuen 
Massenaktionen bei Steuererhöhungen drängen die Bonner 
Regierung auf den Weg der "lautlosen" Rüstungsfinanzierung 
über die Staatsverschuldung. Dabei folgen sie dem Beispiel ... 
der finanziellen Vorbereitung des zweiten imperialistischen 
Weltkrieges durch Hjalmar Schacht. Die Grundlage dieser in­
flationistisch wil"'kenden, in verschiedenen Formen (Schuld­
buch, Schatzwechsel, Staatsanleihen usw.) auftretenden Staats­
verschuldung ist der Ausgabenüberschuß des Staatshaushaltes 
(Haushaltsdefizit), der gerade in den letzten drei Jahren zu­
genommen hat, wie aus folgender Zusammenstellung der Ein­
nahme- (+) bzw. Ausgabenüberschüsse (- ) hervorgeht (in 
Milliarden DM): 

1951/52 1952/53 1953/54 1954/55 1955/56 1956/57 1957/58 1958/59 1959/60 

- 0,4 +0,9 +1,7 + 1,0 +2,9 + 0,3 - 2,7 - 3,0 - 3,1 

Q u e 11 e : Berichte der Bundesbank, Frank.[urt (Main), Sept. 1960 
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Der Haushaltsfehlbet r a ,g steht in unmittel­
barer Abhängigkeit von der Höhe der Rü ­
s tun g s k 0 s te n: Wie bei einem Vergleich mit der Auf­
stellung auf Seite 10 deutlich wird, entstanden gerade ab 1958 
bedeutende Defizite, dem Jahr also, in dem nach anfänglicher 
Verzögerung die atomare Bewaffnung der westdeutschen 
Wahrmacht forciert begonnen wurde und die Rüstungskosten 
jährlich um je eine Milliarde DM stiegen. Dabei sind die An­
gaben durch Einbeziehung von gezahlten Vorschüssen an das 
Ausland und Ausgaberesten noch frisiert worden. Für 1960 
ist durch eine generelle Ansetz.ung von "Minderausgaben" 
und überhöhte Schätzung des Steueraufkommens ein Defizit 
von 1,5 Milliarden DM (nur Ir. bis IV. Quartal) "errechnet" 
worden, um die Offentlichkeit zu täuschen. In den Jahren 
1955 bis 1957 sammelte die Bonner Regierung aus nicht 
verbrauchten RüstJungsgeldern einen hohen K assenbestand 
("J'll liusturm") von etwa 6 Milliar den DM an, der für die be­
absichtigte atomare .A!ufrüstung bestimmt war. Großzügige 
"Wahlgeschenke" der Adenauer-Regierung in Form von 
Steuerermäßiogungen für bestimmte Unternelune~gruppen 
usw. ließen diesen Fonds rasch schmelzen, so daß dieser nur 
bis zum Jahre 1959 zw' Deckung des Haushaltsfehlbetrages 

. herangezogen werden konnte. Ab 1959/60 mußte das Haus­
haltsdefizit durch Auf nah mev 0 n S c h JU I den ausgegli­
chen werden, womit die schon seit der Währungsreform 1948 
anwachsende Verschuldung weiter erhöht wurde. Am Jahres­
ende 1959 betrug die Inlandsverschuldung des Bundes immer­
hin 2,7 Milliarden DM (ohne Ausgleichsfo~derungen von 
11 Milliarden DM), die der Länder 4,5 Milliarden DM (ohne 
Ausgleichsforderungen von 9,1 Milliarden DM). Die Aruslands­
verschuldung machte 6,7 bzw. 0,1 Milliarden DM aus. Die 
wichtigsten Arten der Verschuldung waren (August 1960) : 

Anleihen 
Kassenobligationen 
Schatzwechsel . . 
Schatzanweisungen 
Kredite der Bundesbank. 

Bund 
800 Mill. DM 
392 Mill . DM 

6MUl. DM 
230 Mill. DM 

1339 MUl. DM 
Kredite der Bank für Wiederaufbau 325 Mill. DM 
Kredite der anderen Banken 

Länder 
1726 Mill. DM 

23 M; ll . DM 

122 MUI. DM 

2425 MUt. DM 

Zweifellos ist diese Aufstellung nicht vollständig. Zum Bei­
spiel kann die Bonner Regierung bis zu 4500 Millionen DM 
"Betriebsmittelkredit" bei der Bundesbank insgesamt aufneh­
men. Es fehlt auch die Verschuldung der Bundesbahn und 
Bundespost. Auf der anderen Seite war die Aufnahme der 
Verschuldung der Länder in diese Aufstellung notwendig, 
weil sie infolge der geringen Steueranteile ebenfalls mittelbar 
die Finanzierung der atomaren Aufrüstung zu tragen haben. 
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Die wichtigsten Arten der Verschuldung gieben die Möglich­
keit, auch die Auswirkungen auf die Lebenslage der Bevölke­
rung darzulegen : 

1. Wenn man von den Ausgleichsforderungen und ihrer 
Problematik absieht, wird zur Zeit der größte Teil der Ver­
schuldung kurzfIistig aufgenommen, Da diese kur z f r ist i -
gen S c h u I d p a pie r e und Kr e d i te zugleich auch die 
Basis für die Ausgabe von Bargeld darstellen, führt die kurz­
fristige Verschuldung zu einer Ausdehnung des Geldumlaufs, 
dem nicht die Produktion und Zirkulation von Waren und 
Leistungen, sondern unp rod u k t i v e Ausgaben für mili­
tärische Zwecke zug:r.unde liegen. Das bedeutet schließlich 
eine in f I a t j 0 n ist i s c h e Geldvermehrung, die durch 
ständige Preiserhöhungen bei zurückbleibendem Lohnniveau 
den Lebensstandard der Bevölkerung empfindlich beein­
trächtigt. Man schätzt, daß einer Erhöhung des Bar geld­
umlaufs eine Aufblähung des B u c h geldumlaufs um noch­
mals 100 Prozent der Zuwachsquote des Bargeldes folgt. 12) 

Die Defizitfinanzierung durch den Bank­
kredit führt also über inflationistische 
Pr eis e r h ö h u n gen zur V e 'r s chI e c h tel' u n g der 
Leb e n s 1 a g e der wer k t ä t i gen Sc h i clh t e n. 

2. Das gilt grundsätzlich auch für die Finanzierung der 
Haushaltsfehlbeträge durch längerfristige A nIe i he n. Dabei 
ist zu beachten, daß zunächst die S par g r 0 s C h e n für diese 
Rüstungsanleihen verwendet werden sollens womit sich die 
soziale Unsicherheit erhöht. Ferner führt nach bestimmter 
Zeit die Tilgung und Verzinsung dieser Anleihen zur Er­
höhung der S t e u e r las t e n der Bevölkerung. Das bedeutet 
doppelte Ausplünderung. In Westdeutschland kommt noch 
ein Faktor hinzu: Trotz eines großen Propagandaa-ufwandes 
war der Absatz der (am Gesamtvolumen der Verschuldung 
relativ gering beteiligten) Anleihen an die Bevölker,ung ge­
ring, so daß diese weitgehend von den Banken auf·gekauft 
wurden. Damit entsteht eine weitere Gefahr; denn es werden 
nicht nur die bei -den Banken und Sparkassen vorhandenen 
Spargelder in Anleihestücke .. angelegt", sondern diese An­
leihen werden - was die monopolkapitalistische Praxis mehr­
fach zeigt - auch. aus dem kurzfristigen Bereich finanziert, 
wodurch der Dl'Uck zur Inflation wächst. 1m übrigen lenkt das 
Monopolkapital seine freien Mittel mehr zum Aktienmarkt, 
so daß der Bonner Regierung wiederum nur der Weg zum 
"Geldmarkt", d. h. zur kurzfristigen Verschuldung, die stän­
dig entsprechend dem Rezept von Schacht erneuert wird, und 
damit zur Inflation mit ihren Auswirkungen auf die Lebens­
lage offen bleibt. 

~2) vgl. BeriChte des Deutschen WirtsChaftsinstituts Nr.19/59. 5.27 
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Rüstungspolitische Aspekte der Gold- und Devisenbestände 

Die durch die steigenden Rüstungskosten bedingte Zunahme 
der Staatsverschuldung stellt nicht die einzige Quelle der in­
flationistischen Geldvermehrung in Westdeutschland dar. An 
ihre Seite treten die Gold- und Devisenbestände der Zentral­
notenbank (Bundesbank), die aus Exportüberschüssen resul­
tierten (in Milliarden DM): 

1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 

4,9 8,1 10,9 12,8 17,9 23,7 26,6 24,2 

Q u e 11 e : Berichte der Bundesbank, Frankfurt (Main), Sept. 1960 

In der Vergangenheit wurde in der westdeutschen "Wirt­
schaftswunderland"-Propaganda die beträchtliche Zunahme 
der Währungs reserven als Zeichen der .wirtschaftlichen 
Stärke und Stabilität angesehen. Es stehlt sich jedoch bei 
näherer Anallyse heraus, daß diese Bestände unter dem Ge­
sichtspunkt der Ursachen ihres Entstehens und ihrer Aus­
wirkungen starke Momente der Sc h w ä c heu n d Lab i -
li t ä t enthalten. 

Z.unächst sind die Gold- und Dewsenbestände (neben ande­
ren Fa..1üoren) eng mit der forcierten atomaren Aufrüstung 
ver:bunden: Ihre Ansammlung dient u. a. der Bezahlung künf­
tiger R ü s tun g s im p 0 r t e. In den vergangenen Jahren 
stammte rund die Hälfte aller militärischen Beschaffungen 
aus Importen, vor allem Raketen, Radaranlagen, Kampfflug­
zeuge, schwere Panzer und Waffen, aber auch Munition (so 
aus der Türkei und Portugal). Hauptlieferländel' waren die 
USA, Großbritann:ien, Kanada und Italien. Diese Rüstungs­
importe tragen einen zwiespaltigen Charakter, der die spezi­
fische StelJ.ung des wiedererstandenen westdeutschen Impe­
rialismus als "Juniorpartner" des USA-Imperdalismus wider­
spiegelt. 

Die Rüstungsproduktion stellt in einigen Hauptländern des 
Kapitalismus eine wichtige "Konjunkturstütze" und Quelle 
von höchstmöglichem Profit dar, zumal die Preise für Waffen 
und Geräte in der Regel Monopolpreise sind. Im Zeichen des 
ökonomischen Grundgesetzes des Kapitalismus versuchen die 
Monopole der USA, aber auch Großbritanniens und Kanadas, 
ihre Rüstungsproduktion durch Exporte nach Westdeutsch­
land zu erhöhen. Dabei nutzen sie die zwar von Jahr zu Jahr 
abgebauten, aber doch in den vergangenen Jahren dort vor­
handenen Herstellverbote für bestimmte Waffen aus. Außer­
dem entsprachen ihre Bestrebungen den Wünschen der 
NATO-Strategie, möglichst einheitliche Typen von Raketen, 
Flugzeugen, Panzern und anderen Waffen in allen NATO-Ver­
bänden zu besitzen. Die deutschen Monopole waren auf der 
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anderen Seite zu n ä c h s t diesen lmporten von Rüstungs­
material nicht abgeneigt. Sie hatten in einer Periode, in der 
die Remilitarisierung noch vorbereitet wurde, ihre Produk­
tionsanlagen modernisiert und in den folgenden Jahren ihre 
Kapazitäten durch hohe Exporte ausgelastet, wobei sie oft 
durch die Lücke begünstigt wurden, die die Rüstungsproduk­
tion ihrer Konkurrenten in den Export ziviler Produkte ge­
rissen hatte (Korea-Krieg). Diese Exporte waren bisher für die 
Monopole oft profitabler als eine Rüstungsproduktion, deren 
Anlagen sie erst durch hohe Investitionen errichten mußten, 
wobei stets die Gefahr eines raschen Verschleißes infolge der 
Entwicklung der Kriegstechnik gegeben war. Das lukrative 
Exportgeschäft und die Zurückhaltung vor eigener Rüstungs­
produktion wegen der Gefahr mangelnder Profite zeigte sich 
deutlich in dem Wachsen der Gold- und Devisenbestände. Daß 
eine solche Praxis natürlich propagandistisch als Beweis der 
"Friedfertigkeit" des deutschen Imperialismus ausgewertet 
wurde, sei' am Rande bemerkt. 

So sind die hohen Währ.ungsreserv~n Aus d r u c k des 
Pro fit s t r e ben s der Mon 0 pol e und kapitalistischen 
Betriebe auf der einen, der Vor b e r e i tun g von R ü -
s tun g si m p 0 r t e n auf der anderen Seite; dabei fließen die 
in DM umgewechselten Devisen den Monopolen zu, während 
die Devjsen für Rüstungsimporte vom Haushalt gegen DM ge­
kauft werden müssen - ein Uinstand, der für die Lebenshal­
tung der Bevölkerung von großer Bedeutung ist. :Wie e~g 
Währungsreserven und Rüstungsimporte verbunden smd, zeIgt 
die Tatsache, daß bei Waffenkäufen aus den USA 40 Prozent 
des Kaufpreises in Devisen im vor aus in Washington zu 
deponieren sind. Der Rückgang der Gold- und Devisenbestände 
im Jahre 1959 um 2,4 Milliarden geht mit 1,4 Milliarden DM 
auf das Konto solcher Vorauszahlungen. Sobald die Bestellun­
gen für Rüstungsmaterial realisiert '\verden, kann eine Ab­
nahme dieser Reserven erwartet werden, wodurch ihr wahrer 
Charakter deutlich 'Wird. 

Es darf aber nicht übersehen w~rden, daß sich in den letz­
ten zwei Jahren eine bestim,mte Wandlung der 
Haltung der westdeutschen Mono ,pole ' zu 
den Rüstungsimporten vollzogen hat. Die Ver­
schärfung des Konkurrenzkampfes auf dem Weltmarkt zwingt 
sie selbst stärker in das Rüstungsgeschäft einzusteigen, zumal 
di~ Produk1lionskapazitäten infolge des Krisenzyklus nicht 
immer voll ausgelastet sind. Der Kampf der rivalisierenden 
Gruppen der Monopolbourgeoisie, der sich in dem scharfen 
Briefwechsel ihrer ministeriellen Exponenten Strauß und Er­
hard vom Februar 1959 manifestierte, hat einen vorläufigen 
Abschluß in der Weise gefunden, daß - trotz "Bedenken" Er­
hards - Kriegsminister Strauß zum Beispiel alle Fahrzeuge 
nur noch von westdeutschen Monopolen bezieht, ferner die 
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Zerstörer, Schnellboote usw. auf westdeutschen Werften 
bauen läßt und die "Starfighter" in Lizenz nachgebaut wer­
den. Auch die Raketenproduktion soll schrittweise nach West­
deutschland verlagert werden (so die Flugabwehrrakete 
"Sidewinder" an das Bodenseewerk Perken, Elmer & Co.). Der 
größere Inlandsanteil an den Rüstungskäufen bedeutet aller- . 
dings durchaus keine Einstellung der Rüstungsimporte. Viel­
mehr wird eine solche Einstellung nur dann erfolgen, wenn 
sie dem Streben der westdeutschen Monopole nach höchst­
möglichem Profit entspricht. 

Im übrigen ist eine weitere Ansammlung von Gold und 
Devisen notwendig, da die Bestellungen an das A,usland erst 
seit dem vollen Beginn der atomaren Bewaffnung voll an­
gelaufen und die Lieferzeiten oft sehr lang sind. Das ist 
aber mit negativen Auswirkungen auf die Lebenslage der 
Bevölkel'iung verbunden: Die zur Bezahlung der Rüstungs­
importe notwendigen Währungsreserven werden von der 
Bundesbank gegen DM aus den Devisenerlösen der Expor­
teure erworben. Das bedeutet jedoch, daß DM-Beträ$e in die 
inländische Zirkulation fließen, deren materielle Grundlage 
(Waren uhd Leistungen) andererseits nicht mehr auf dem 
Binnenmarkt vorhanden ist. In der Höhe des DM-Gegen­
wertes von Gold und Devisen existiert also ein i n f I a t i 0 -
nistisch wirkender Geldüberhang, der zu 
Preissteigerungen und Erhöhung der Lebenshaltungskosten 
führt. Da die Kassenreserven der Bonner Regierung ("Julius­
tunn") aufgebraucht sind und die Kreditverschuldung zu­
nimm~ vervielfachen die Gold- und Devisenbestände die all­
gemeine inflationistische Tendenz. Weil bei Rüstungsimporten 
der Staatshaushalt DM gegen Devisen kaufen muß·, bedeutet 
eine Abnahme der Währungsreserven durch Rüstungsimporte 
einen höheren Fehlbetrag des Haushalts, wodurch sich die 
Quellen des inflationistischen Druckes nur verlagern. 

Rüstungsimporte, Gold- und Devisen-
reserven führen a l so genauso wie Haus­
haltsdefizite und Staatsverschuldung zu 
einer Beeinträchtigung des Lebensstan­
dards der Bevölkerung. Das zeigt sich u. a. in der 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten und im Kaufkraft­
schwund. 

Steigende Lebensh altungskosten - sinkende Kaufkraft 

Das klerikal-militaristische Regime in Westdeutschland ist 
laufend bemüht, die wachsenden Rüstungslasten mit den ver­
schiedensten Methoden, direkt und indirekt, auf die Schultern 
der werktätigen Bevölkerung abzuwälzen. Die Lebenshal-
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tungskosten, die ein wichtiges Kriterium - wenn auch nicht 
das einzige - für die Beurteilung des Lebensstandards dar­
stellen. und die Kaufkraftentwicklung der westdeutschen DM 
lassen diese Belastung deutlidl erkennen: 

1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 J957 1958 1959 

Lebens-
haltungs-
kosten 
mittl. Ver-
brauch. gr. 

100 108 110 108 !O8 110 113 115 119 121 
Kau..fkraft 

DM 
100 93 91 93 93 91 89 87 84 82 

Q u e 11 e : Berichte der Bundesbank, Frankfurt (Main), Sept. 1960 

Wie schon bei den vorangegangenen Analysen wird auch 
hier der Einschnitt in den Jahren 1957/58 sichtbar: zu diesem 
Zeitpunkt beginnt nach längeren Vorbereitungen die Aus­
rüstung der westdeutschen Armee mit Raketen und Atom­
waffen, die Haushaltsausgaben für die Aufrüstung nehmen 
seitdem rasch zu, und gleichzeitig beginnen auch die Lebens­
haltungskosten schneller zu steigen, als dies in den Jahren 
vorher der Fall gewesen war. Dieser unverkennbare Z u -
sammenhang des T empos der Aufrüstung 
mit dem Tempo des Kaufkraftschwundes (der 
die reziproke Entwicklung des Preisniveaus und der Lebens­
haltungskosten wiedergibt) zeigt sich audl, wenn man die Ur­
sachen der Steigerung der Lebenshaltungskosten vor allem in 
den letzten Jahren näher untersucht. 

1. Durch verstärkte Arbeitshetze, Erhöhung der Arbeits­
illtensität und Rationalisierung der Produktionsprozesse 
wurde die Arbeitsproduktivität beträdltlich gestei.gert. Jedoch 
führte sie nicht zu einer Senkung der Preise durch geringere 
Selbstkosten, sondern zu einer Erhöhung der Profite, wobei 
sogar das Profitstreben Preisernöhungen hervorrief, Das be­
ruhte auf der Existenz von Mon 0 pol p r eis e n, die ge':' 
rade im Bereich der Grundstoffindustrie, aber auch für 
Rüstungsmater1alien gebildet und dann auf den 
weiteren Stufen der Produktion schließlich auf die Konsum­
güterpreise überwälzt werden, Selbstverständlich hängt der 
Grad der überwälzung auf die Konsumgüter von deo jewei­
ligen Marktbedingungen ab: So stieg zwar der Index für 
Grundstoffpreise seit 1950 auf 132, für Einzelhandelspreise 
dagegen nur auf 113. Das wurde aber durch niedrigere Ein­
fuhrpreise und nicht zuletzt durch relativ geringere Preis­
steigerungen im Bereich der nur schwach monopolisierten 
Konsumgüterindustrie bedingt, Hier zeigt sich, daß die mit-
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tel s t ä n dis ehe Industrie gegenüber den Monopolen be­
nachteiligt ist, zumal sie die Monopolpreise der Rohstoffe 
nicht inuner voll im Preis weitergeben kann. Es darf aber 
nicht übersehen werden, daß ein bestimmter Teil der Erhö­
hung der Lebenshaltungskosten durch die überhöhten Han­
delsspannen zwischen Erzeuger- und Abgabepreis hervor­
gerufen wird, die in die Taschen der stark monopolisierten 
Großhändler fließen. Während die Einzelhandelspreise seit 
1950 um 13 Prozent stiegen, erhöhten sich die Erzeugerpreise 
insgesamt nur um 6 Prozent, Das erklärt auch die Tatsache, 
daß zum Beispiel die kleinen und mittleren Bauern in West­
deutschland über geringe Einnahmen klagen, gleichzeitig je­
doch die werktätigen Konsumenten starke Preissteigerungen 
feststellen müssen. 

2. Machten sich bereits in den teilweise auf die Konsum­
tionsgüterpreise abgewälzten Monopolpreisen die Ausw.irkun­
gen der Rüstungsproduktion bemerkbar, so wird dieser Zu­
sammenhang von der Seite der Steu er nun d A bg a ben 
her noch deutlicher. Die hohen Haushaltsausgaben für die 
Aufrüstung, die nicht zuletzt auf Zahlungen für Monopolpreise 
der Rüstungsmaterialien beruhen, werden zur Zeit haupt­
sächlich durch das wachsende Steueraufkonunen finanziert. Da 
aber diese Steuern legal (z. B. Umsatzsteuer) und größtenteils 
illegal (z. B. Körperschafts- und Einkommensteuer) auf die 
P reise und in der Konsequenz auf die Ver b rau ehe r­
preise abgewälzt werden, kommt es zu einer tendenziellen 
Erhöhung des Index der Lebenshaltungskosten, 

3. Die Finanzierung der Aufrüstung durch in f 1 at ion i -
s ti s ehe Gel d ver me h l' U n g (direkt durch Staatsschul­
den, indirekt durch Gold- und Devisenbestände mit inflatio­
nistischen Auswirkungen) hat in den letzten Jahren an 
Bedeutung gewonnen. Deshalb wird auch ihr Anteil an der 
Beeinträchtigung des Lebensstandards durch Erhöhung der 
Lebenshaltungskosten und Verminderung der Kaufkraft grö­
ßer, ~Folgende Angaben sollen dies nachweisen: 

1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 

Industrie-
produktion 100 H9 126 139 155 178 193 204 210 223 
Geld-
volumen· )100 118 131 144 162 179 193 216 235 244 

Der ·Umstand, daß in Westdeutsch land seit 1950 das Geld­
volumen schneller als die Produktion gestiegen ist, deutet 
auf einen Gel d übe r ha n g hin, der geldentwertend wirkt. 
Die dadurch eintretende Erhöhung des Preisniveaus stellt die 
Form dar, in der sich die Um ver t eil u n g des für die 

. ) Bargeld und SIchteinlagen bel den Banken 
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AufIlüstU.ng benötigten Teils des Volks ein ­
kom m e n s zu Lasten breiter Bevölkerungsschichten voll­
zieht. Dabei ist jedoch zu beachten, daß die Erhöhung der 
Preise, vor allem der Lebenshaltungskosten, nicht ausschließ­
lich auf die Entwertung des Geldes zurückzuführen ist. Viel­
mehr hielt sich der Geldüberhang bis 1956 in relativ kleinem 
Rahmen. Auch hier beginnt sich ab 1957/58 die Differenz zwi­
schen Produktion und Geldvolumen stark zu erweitern, so daß 
mit 12 bis 21 Punkten Abstand der inflationistische Druck auf 
die Preise offen zutage tritt. 

Forcierung der atomaren Aufrüstung, 
rasches Anste,igen der Lebenshaltungs­
kosten und offenes Auftreten einer Geld­
entwertun Jg bedingen einander. Die rasche Er­
höhung der Lebenshaltungskosten ab 1958 ist also vor allem 
durch den wachsenden Einfluß der inflationistischen Tenden­
zen bedingt. Während seit 1958 (1950 = 100) der Einzelhan­
delsumsatz um 21 Punkte stieg, erhöhte sich das Bar gel d -
volumen in der gleichen Periode um 32 Punkte. Zweifellos 
läßt sich dieser Einfluß noch nicht mit den Ausmaßen der 
Nachkriegsinflationen 1920/23 und 1945/48 vergleicl;len. Viel­
mehr handelt es sich um eine "schleichende" Inflation, die erst 
nach einer bestimmten Zeit verheerende Wirkungen auslöst, 
aber deshalb nicht weniger gefährlich für die Lebenslage der 
Bevölkerung ist. 

Die Berechnungen der Bonner Regierung, durch "leichte" in-; 
flationistische Finanzierung des Rüstungshaushaltes und all­
mähliche Preiserhöhungen eine "la1Jtlos_e" Abwälzung der 
Rüstungslasten auf die Bevölkerung zu erreichen, sind jedoch 
nicht aufgegangen. Angesichts der ständigen Teuerung muß­
ten die Führer des DGB unter dem Druck der Arbeiter mit 
den Unternehmerverbänden über Lohnerhöhungen verhan­
deln. Die kleinen und mittleren Bauern haben gegen die Ver­
schlechterung ihrer Lage protestiert, und die Agrarpreispoli­
Hk der Bonner Regierung dst in eibe Sackgasse geraten. Bis 
hinein in die mittelständischen Kreise reicht der Widerstand. 
so daß die Vertreter der Monopole in der Adenauer-CDU und 
FDP bestimmte Versprechungen über die "Förderung des Mit­
telstandes" machen mußten. 

Diese Kampfaktionen waren zugleich mit politischen Forde­
rungen verbunden. Sehr richtig erkannten die Werktätigen in 
Vlestde~tschland, daß steigende Preise und Abbau der sozia­
len Garantien auf die Anschaffung von Atomraketen, auf 
Remilitarisierung und Revanchismus zurückgehen. Der 
Kampf westdeutscher Städte und Dörfer gegen die Stationie­
rung von Raketen in ihrer Nachbarschaft, gegen die Enteig­
nung von Grund und Boden für militärische Zwecke, Mahn­
wachen Igegen Atomwaffen - das alles Jst ein Beweis für den 
Kampfeswillen vieler patriotischer Kreise, zu denen auch auf-
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rechte christliche Persönlichkeiten wie Kirchenpräsident Nie­
möller und Professor Hagemann gehören. Mit Recht heißt es 
im Deutschlandplan des Volkes : .,Die Situation entwickelt sich 
so gefährlich. daß kein Arbeiter es verantworten kann, die 
Hände in den Schoß zu legen und die Dinge auf sich zukom­
men zu Jassen. . .. Es gibt sebon Bewegungen gegen die be­
drohliche Entwicklung in Westdeutschland. Es führen Arbeiter 
Warnstreiks und Demonstrationen gegen die Verschlechter,ung 
der sozialen Einrichtungen durch. Es gibt auch Streiks um 
.Lohn und Mitbestimmungsrecht in den Betrieben." 

Zu diesem Zeitpunkt versuchen das westdeutsche Finanz­
kapital und die Bonner Regierung, einen allgemeinen Loh n­
s top p durchzusetzen und darüber hinaus durch verstärkte 
Ar bei t s h e t z e das für die Rüstung direkt und indirekt 
notwendige Produktionsvolumen sicherzustellen. Am Rande 
sei bemerkt, daß die Exportüberschüsse und d}e daraus resul­
tierenden Währungsreserven für Rüstungsimporte gerade da­
dUTch möglich werden, daß der Lohnanteil im Vergleich zu 
anderen Ländern niedriger ist, so daß die ,Preise der Kon­
kurrenten auf dem Weltmarkt unterboten werden können 
und Westdeutschland die Exportaufträge erhält. 

Dieser Lohnstopp wird mit politischen und ökonomischen 
Argumenten gerechtfertigt. Zunächst werden - wie so oft -
die noch vorhandenen antisozialistischen Ressentiments, die 
aus dem F,aschismus als "unbewältigte Vergangenheit" stam­
men, heraufbeschworen. Wörtlich erklärte Finanzminister 
Etzel am 11. Dezember 1959 vor den westdeutschen Fernseh­
zuschauern: "Was nützt der beste soziale Wohlstand, wenn 
die Kosaken kommen?" Strauß erklärte im gleichen Monat: 
"Wer die Segnungen des Friedens und das Glück. der Freiheit 
genießen will, muß bereit sein, dafür Opfer zu bringen." 
Diese ideologische Propaganda wird durch den politischen 
Klerikalismus nachhaltig unterstützt, so durch die "Warnun­
gen" vor dem "Angriff des atheistischen. Kommunismus, der 
die Freiheit der Kirche bedroht". und die offene Forderung. 
nach einem "Kreuzzug" für die "Befreiung der Kirche des 
Schweigens im kommunistischen Machtbereich". 

Aber nicht alle sollen in Westdeutschland für diese "frei­
heitlichen und christlichen" Ziele Opfer bringen. Wirtschafts­
minister Erhard erklärte am 11. Dezember 1959 (man beachte 
den Zeitpunkt aller dieser Erklärungen !) vor dem Bundestag: 
"Eine Gefahr droht nicht von den Preisen. Sie droht von der 
Maßlosigkeit ... besonders .der Gewerkschaften mit ihren 
überhöhten Lohnforderungen." Es wird also wiederum das . 
Märchen von der "Lohn-Preis-Spirale" erzählt. Dazu wurde 
auch Bundesbankpräsident Blessing bemüht, der in seinem 
Gutachten über die Zusammenhänge zwischen der Steigerung. 
des Geldumlaufs und den erheblichen Lohn- und Gehaltsfor-
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derungen (sogenanntes Blessing-Gutachten) forderte, daß 
"Arbeitgeber" und "Arbeitnehmer" maßhalten müssen, um 
die Kaufkraft der Westmark nicht noch mehr zu senken. 

Wer tatsächlich "Maß hält", beweisen die Tatsachen. Die 
Lohnquote (unter Berücksichtigung der gestiegenen Beschäf­
tigtenzahl bereinigt) und die Lebenshaltungskosten entwickel­
ten sich wie folgt: 

1950 1951 1952 1953 1954 1955 1956 1957 1958 1959 

Löhne 100 104 108 108 106 105 107 108 114 118 
Lebens-
haltungs-
kosten 100 108 110 108 108 110 113 115 119 124 

Q u e 11 e: Deutsche FlnaIlZlwirt,schaft 19/60, S. G 174 

Die Profite der Monopole vervielfachten sich in dieser 
Periode. Dividenden von 12 bis 16 Prozent stellen die Regel 
dar. Der Durchschnittskurs der Aktien stieg (.1950 = 100) 1958 
auf 300 und 1959 auf 500. 

Es ergibt sich, daß trotz des harten Kampfes der Arbeiter­
klasse die Preise schneller als die Löh.ne steigen, während 
die Profite s,ich um das Mehrfache der Preissteigerungen er­
höht haben. "Maßgehalten" haben also die Arbeiter. Hinzu kam 
die zunehmende Arbeitshetze. Während die Löhne 1959 um 
4 Prozent stiegen, wurde das Produktionsergebnis je Arbeiter­
stunde um 8 Prozent heraufgetrieben. Die überbeanspruchung 
der körperlichen und nervlichen Kräfte führte zur rapiden 
Zunahme der Erkrankungen, der Arbeitsunfälle und der 
Frühimvalidität. 

Entscheidend jedoch ist, daß ni c h t die L ö h n e die 
Preise, sondern umgekehrt , die Preise die 
Loh n f 0 r der u n gen b e ein f 1 u ß t hab e n. Nicht die 
"Maßlosigkeit" und "der Kult des Lebensstandards" haben die 
Lebenshaltungskosten erhöht, sondern die Auswirkungen der 
atomaren Aufrüstung. Der Appell zum Lohnstopp 4st nicht nur 
eine Kampfansage gegen die Lebenslage der Bevölkerung, 
sondern soll zugleich von den wahren Ursachen der Preis-
steigerungen ablenken. ' 

Der Ausweg 
Wir versuchten das System kennenzulernen, mit dem die 

Lasten der atomaren Aufnüstung auf die Bevölkerung ab~ 
gewälzt werden und das mit Verschleierungen und demagogi­
schen Phrasen verniedlicht wird. Als Ergebrus halten wir 
eine empfindliche Beeinträchtigung der Lebenslage breiter 
Volksschicbten fest, wobei noch nicht alle Falüoren voll wirk-
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sam geworden sind und in der Zukunft noch viele Gefahren 
lauern. Vielen Menschen dn Westdeutschland sind in den letz­
ten Monaten die Zusammenhänge zwischen der Gefahr eines 
atomaren Blitzkrieges und ihrem persönlichen Lebensstan­
dard bewußt geworden. Der Ausweg aus dieser Situation be­
steht in der Beseitigung der Urs ach e n di~ser Zusammen­
hänge: in der Entmachtung des westdeutschen MJilitarismus, 
der Wiederherstellung der bürgerlich-demokratischen Freihei­
ten und damit der Aufhebung des klerikal-militaristischen 
Obrigkeitsstaates, Das ist die dritte Alternative des Deutsch­
landplanes des Volkes. Sie würde bedeuten: 

• Der Weg zur Einheit Deutschlands über einen nationalen 
Kompromiß ist frei. 

• Damit rüch:t auch im Herzen Mitteleuropas die Möglich­
keit einer allgemeinen und totalen Abrüstung näher. "Die 
Verwirklichung des Programms der allgemeinen und vollen 
Abrüstung wÜl'de die Möglichkeit bieten, kolossale Mittel für 
den Bau von Schulen, Krankenhäusenn, Wohnhäusern und 
Straßen, f·ür die Produktion von Lebensmitteln und Industrie­
artikeln zu venvenden. Die frei gewordenen Mittel würden es 
ermöglichen, die Steuern wesentlich zu reduzieren, die Preise 
zu senken. Das würde sich günstig auf :den Lebensstandard 
der Bevölkerung auswirken." (Chruschtschow in einem Ge­
spräch mit Pierl'e Cot) 13),14) 

• 'Bereits jetzt ist es möglich, durch Einstellung der atoma­
ren Aufrüstung im Sinne des Rapacki-Plans rund 60 Mil1iar~ 
den DM in den nächsten zwei bis drei Jahren einz.usparen. 
Damit können für 35 Milliarden DM die noch fehlenden Woh­
nungen gebaut werden. Die Verschuldung der Länder und 
Gemeinden könnte um 11 Milliarden DM vermindert werden, 
9 Milliarden DM könnten für den Bau der noch fehlenden 
30000 Klassenräume verwendet werden. Nicht zuletzt 
brauchte die "KrankenkassenrefOl'm" nicht durchgeführt zu 
werden, da die jährlichen 1,6 Milliarden DM aus dem Rü­
stungsfonds zur Verfügung stehen, 

Bereits heute können die Bürger in Westxieutschland am 
Vorbild der Deutschen Demokratischen RepUlblik ablesen, 
welche AU5'wirkungen eine echte Friedenspolitik auf den 
Lebensstandard besitzt. So machen die Steuern der Bevölke­
rung und der privaten Betriebe nur 10 Prozent der Einnah­
men im Staatshaushalt der DDR aus. Die Aufwendungen für 
Kultur, Volksbildung, Gesundheits- und Sozial,wesen betra­
gen 38 PrOzent des gesamten Haushaltsvolumens. Der Staats­
haushalt bilanziert nicht nur ohne einen Fehlbetrag, sondern 

j3) "Presse der Sowjetunion" NI'. 14/60, 5.302 
l~) siehe zu diesem Pl·oblem auch llling, "Abrüstung - der Weg zum 

Weltfrieden - Wunsch und Wille der Menschheit", Hefte aus Burg­
scheidungen Nr. 39 
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verzeichnet jährlich überschüsse. Das Außenhandels- und 
Valutamonopol beseitigt jegliche negativen Einflüsse des ka­
pitalistischen Weltmarktes auf den Binnenmarkt der DDR 
und unseren Geldumlaut Die Konsumgüter- und Dienstlei­
stungspreise sind um 37 Prozent gesunken, wodurch sich die 
Kaufkraft der DM auf 154 Prozent erhöht hat. Das ist nur 
unter den Bedingungen eines Staates möglidl, für den die 
Sicherung und Erhaltung des Fl1iedens in der Welt und in 
Deutschland oberstes Gebot ist, 
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